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43-1742 
 
 
Änderung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Bayerischer Wald“ 
Herausnahme eines Gebietes von ca. 2,55 ha im Bereich des Ortes Elisabethszell aus 
dem Landschaftsschutzgebiet „Bayerischer Wald“. 
 

 
B e k a n n t m a c h u n g 

 
Der Landkreis Straubing - Bogen beabsichtigt das Landschaftsschutzgebiet „Bayerischer Wald“ 
im Bereich des Ortes Elisabethszell um ca. 2,55 ha. zu verkleinern. 
 
Der Entwurf der Rechtsverordnung einschließlich der Lagekarten im Maßstab von 1:5000 sowie 
1:25.000 liegen in der Zeit vom 16. Februar 2017 bis 15. März 2017 während der üblichen Öff-
nungszeiten beim Landratsamt Straubing-Bogen, Leutnerstraße. 15, 94315 Straubing, II. Stock, 
Zi. Nr. 230 sowie bei der Gemeinde Haibach, Schulstraße 1, 94353 Haibach zur öffentlichen 
Einsicht auf. 
 
Einwendungen gegen diese Änderungsverordnung können bis zum Ablauf der Auslegungsfrist 
beim Landratsamt Straubing-Bogen sowie der Gemeinde Haibach erhoben werden. Sie sind 
schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären. 
 
Straubing, 02.02.2017 
Landratsamt Straubing-Bogen 
Untere Naturschutzbehörde 
 
 
Kolb 
 
 

Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG); 
Betrieb einer Wasserkraftanlage am Englmarbach und Glaserbachl beim Anwesen Ret-
tenbach 13, 94379 Sankt Englmar, durch Herrn Hans-Jürgen Fuchs 
 
 - Feststellung über die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

 

Bekanntmachung 
 
Für das o. g. Vorhaben ist gemäß § 3 c UVPG i. V. m. Nr. 13.14 und 13.18.1 der Anlage 
1 zum UVPG eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls vorgeschrieben. Im Zuge der 
Vorprüfung ist festzustellen, ob das Vorhaben unter Berücksichtigung der in der Anlage 
2 zum UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
haben kann und deshalb die Verpflichtung zur Durchführung einer förmlichen Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG besteht. 
 
Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls hat ergeben, dass das Vorhaben keiner 
förmlichen Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist, da keine erhebli-
chen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind. 
 
Straubing, 08.02.2017 
Landratsamt Straubing-Bogen 
Sachgebiet Wasserrecht 
 
Nover 
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MANÖVERMELDUNG 
 
 
Manöver und andere Übungen der Bundeswehr und der Streitkräfte der Entsendestaaten (Bekanntma-
chung der Bayer. Staatskanzlei vom 11.07.1983, StAnz Beilage Nr. 30 vom 29.07.1983); 
 
Manövermeldung im Landkreis Straubing-Bogen 
 
 
Verband: 
Zentrum für Einsatzausbildungen und Übungen des Sanitätsdienstes der Bundeswehr  (ZEins-
AusbÜbSanDstBw), Mitterharthausen 55, 94351 Feldkirchen 
 
Art und Name:  
Truppenübung „SCHNELLER LUCHS 03/2017“ 
 
Übungsraum: 
Standortübungsplatz Metting – Gemeinde Feldkirchen – Ödwies – Standortübungsplatz Bogen – 
Wasserübungsplatz Bogen – Mariaposching – Landkreis Straubing-Bogen           
 
Voraussichtliche Ballungsräume: 
Teilnehmer sind innerhalb einer Patrouille mit Kraftfahrzeugen unterwegs zwischen Standor-
tübungsplatz Metting, Standortübungsplatz Bogen, Wasserübungsplatz Bogen, Mariaposching 
und Ödwies.          
 
Besonderheiten: 
Überwiegend werden die Standortübungsplätze Metting und Bogen benutzt. 
Außenlandungen finden statt im Bereich Standortübungsplatz Metting und Ödwies. 
 
Zeit: 
13.02.2017 – 24.02.2017 
 
 
Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich den Einrichtungen der übenden Truppen und von evtl. liegen-
gebliebenen militärischen Sprengmitteln (Fundmunition und dgl.) fernzuhalten. Auf die Strafbarkeit des 
Auflesens von Sprengmitteln wird hingewiesen. 
 
Wer Kampfmittel findet, hat dies unverzüglich der nächsten Polizeidienststelle anzuzeigen. Zuwider-
handlungen können nach § 18 des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen als Ordnungswidrigkeit 
geahndet werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Übungsschäden, welche die Bundeswehr allein verursacht hat bzw. die 
Stationierungskräfte allein oder gemeinsam mit der Bundeswehr verursacht haben oder deren Verursa-
cher unbekannt ist, bei der zuständigen Gemeinde anzumelden sind, welche Meldung nach Formblatt 
direkt an das Bundeswehr-Dienstleistungszentrum Bogen weiterleitet bzw. die Schäden bei der Bundes-
anstalt für Immobilienaufgaben, Schadensregulierungsstelle des Bundes, Regionalbüro Süd, Krelingstr. 
50, 90408 Nürnberg, anmeldet. 
 
Die Gemeinden werden gebeten, für die ortsübliche Bekanntmachung zu sorgen sowie die Jagdaus-
übungsberechtigten und die Bewohner abgelegener Gemeindeteile und Gehöfte von der Übung zu ver-
ständigen. 
 
Einwendungen gegen diese Übung oder einschränkende Bedingungen sind dem Landratsamt Straubing-
Bogen unverzüglich mitzuteilen. 
 
 
 
Steinbauer 
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MANÖVERMELDUNG 
 
 
Manöver und andere Übungen der Bundeswehr und der Streitkräfte der Entsendestaaten (Bekanntma-
chung der Bayer. Staatskanzlei vom 11.07.1983, StAnz Beilage Nr. 30 vom 29.07.1983); 
 
Manövermeldung im Landkreis Straubing-Bogen 
 
 
Verband: 
Zentrum für Einsatzausbildungen und Übungen des Sanitätsdienstes der Bundeswehr  (ZEins-
AusbÜbSanDstBw), Mitterharthausen 55, 94351 Feldkirchen 
 
Art und Name:  
Truppenübung „SCHNELLER LUCHS 04/2017“ 
 
Übungsraum: 
Standortübungsplatz Metting – Gemeinde Feldkirchen – Ödwies – Standortübungsplatz Bogen – 
Wasserübungsplatz Bogen – Mariaposching – Landkreis Straubing-Bogen           
 
Voraussichtliche Ballungsräume: 
Teilnehmer sind innerhalb einer Patrouille mit Kraftfahrzeugen unterwegs zwischen Standor-
tübungsplatz Metting, Standortübungsplatz Bogen, Wasserübungsplatz Bogen, Mariaposching 
und Ödwies.          
 
Besonderheiten: 
Überwiegend werden die Standortübungsplätze Metting und Bogen benutzt. 
Außenlandungen finden statt im Bereich Standortübungsplatz Metting und Ödwies. 
 
Zeit: 
06.03.2017 – 17.03.2017 
 
 
Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich den Einrichtungen der übenden Truppen und von evtl. liegen-
gebliebenen militärischen Sprengmitteln (Fundmunition und dgl.) fernzuhalten. Auf die Strafbarkeit des 
Auflesens von Sprengmitteln wird hingewiesen. 
 
Wer Kampfmittel findet, hat dies unverzüglich der nächsten Polizeidienststelle anzuzeigen. Zuwider-
handlungen können nach § 18 des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen als Ordnungswidrigkeit 
geahndet werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Übungsschäden, welche die Bundeswehr allein verursacht hat bzw. die 
Stationierungskräfte allein oder gemeinsam mit der Bundeswehr verursacht haben oder deren Verursa-
cher unbekannt ist, bei der zuständigen Gemeinde anzumelden sind, welche Meldung nach Formblatt 
direkt an das Bundeswehr-Dienstleistungszentrum Bogen weiterleitet bzw. die Schäden bei der Bundes-
anstalt für Immobilienaufgaben, Schadensregulierungsstelle des Bundes, Regionalbüro Süd, Krelingstr. 
50, 90408 Nürnberg, anmeldet. 
 
Die Gemeinden werden gebeten, für die ortsübliche Bekanntmachung zu sorgen sowie die Jagdaus-
übungsberechtigten und die Bewohner abgelegener Gemeindeteile und Gehöfte von der Übung zu ver-
ständigen. 
 
Einwendungen gegen diese Übung oder einschränkende Bedingungen sind dem Landratsamt Straubing-
Bogen unverzüglich mitzuteilen. 
 
 
 
Steinbauer 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2017 des Schulverbandes Stallwang 
 
 

I. 
 

Aufgrund des Art. 9 BaySchFG in Verbindung mit Art. 40 Abs. 1 KommZG und Art. 63 ff 
GO hat der Schulverband Stallwang folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2017 erlassen, die hiermit gem. Art. 65 GO bekannt gemacht wird: 
 

 

Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Stallwang  

(Landkreis Straubing-Bogen) 

für das Haushaltsjahr 2017 
 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit festgesetzt;  
er schließt 
 

a) im Verwaltungshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit ……………………………………427.600,00 € 

 
a) im Vermögenshaushalt  

in den Einnahmen und Ausgaben mit ………………………………….… 60.000,00 €. 
 
 

§ 2 
 

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt werden nicht aufgenommen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
(1) Verwaltungsumlage 
 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von 
Ausgaben im V e r w a l t u n g s h a u s h a l t  wird für das Jahr 2017 auf  126.500,00 € 
festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes 
umgelegt. 
 
2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach 
dem Stand vom 1. Oktober 2016 auf 50 Verbandsschüler festgesetzt.  
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3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 2.530,00 € festgesetzt.  
 
4. Die Verwaltungsumlage wird jeweils zu einem Viertel am 15.01. / 15.04. / 15.07. / 15.10. 
des Jahres fällig. 

 
(2) Investitionsumlage 
 
      Eine Investitionsumlage wird nicht festgesetzt. 

 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf … 30.000 € … festgesetzt. 
 
 

§ 6  
 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen.  
 

 
§ 7 

 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 

 
 

II. 
 
(1) Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile. 
 
(2) Der Haushaltsplan liegt gem. Art. 65 Abs. 3 GO vom Tage nach der Ver-
öffentlichung der Haushaltssatzung eine Woche lang in der Verwaltungs-gemeinschaft 
Stallwang innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich zur Einsichtnahme 
auf. 
 
 
 
Stallwang, 24.01.2017  Schulverband Stallwang  
 
 
 Siegel  
  ________________________ 

D i e t l 
Vorsitzender des Schulverbandes  
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EINLADUNG 
 
zur Sitzung der Verbandsversammlung des Zweckverbandes Hafen Straubing-Sand 
 

 
Hiermit lade ich die Mitglieder der Verbandsversammlung zu der am  
 
 

Donnerstag, 09. Februar 2017, 15:30 Uhr, 
 

in Straubing, Gründerzentrum (Raum Bogenberg), 
 

stattfindenden 1. Verbandsversammlung des Jahres 2017 ein. 
 
Bei Verhinderung bitte ich Sie, die Einladung rechtzeitig Ihrem Vertreter zu übergeben und die 
Geschäftsstelle davon zu informieren. 
 
Achtung gilt für die Presse: 
 
Wegen des vorgezogenen nichtöffentlichen Teils beginnt der öffentliche Teil  
erst 1 Stunde später um ca. 16:30 Uhr    

 
 

T A G E S O R D N U N G  
 
 
 
A) NICHTÖFFENTLICHER TEIL 

 
B) ÖFFENTLICHER TEIL 
 
4. Bericht der Geschäftsleitung 
5. Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Industriegebiet mit Donauhafen 
    Straubing-Sand“, Deckblatt Nr. 7 
    Ergebnis der Anhörung der Fachstellen- und Bürgerbeteiligung nach  § 3 Abs. 1 und § 4 
    Abs. 1 BauGB 
6. Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Industriegebiet mit Donauhafen 
    Straubing-Sand“, Deckblatt Nr. 8 
    Ergebnis der Anhörung der Fachstellen- und Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 
    Abs. 1 BauGB 
7. Neubau Hafenmeisterei 
8. Mitteilungen 
 
C) NICHTÖFFENTLICHER TEIL 
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Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) und der Verordnung zum Schutz 
gegen die Geflügelpest (GeflügelpestV) 

Ausbruch der Geflügelpest im Gebiet der Gemeinde Stadt Geiselhöring, Land-
kreis Straubing-Bogen 

 
Das Landratsamt Straubing-Bogen erlässt folgende 
 
 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g : 
 

I. 
 

Bedingt durch den Ausbruch der Geflügelpest in der Gemeinde Stadt Geiselhöring, Landkreis 
Straubing-Bogen wird um den befallenen Betrieb ein Sperrbezirk und ein Beobachtungsgebiet 
festgelegt. 
 
Der Sperrbezirk umfasst folgende Gemeinden, Ortschaften und Ortsteile: 
 
Gemeinde/Stadt Geiselhöring, Ortsteile Geiselhöring, Greißing, Haagmühl, Haindling, Haind-
lingberg, Helmbrechting, Kolbach, Kraburg, Lohmühle, Schelmenloh, Schieglmühle, Detten-
kofen, Großaich, Hart, Hirschling, Sallach und Weingarten  
 
Das Beobachtungsgebiet umfasst folgende Gemeinden, Ortschaften und Ortsteile: 
 
Gemeinde Atting, Ortsteile Atting und Oberatting; 
 
Gemeinde Feldkirchen, Ortsteile Au, Bärnzahn, Gundhöring, Hierlbach, Hirschkofen und Neu-
fang;  
 
Gemeinde/Stadt Geiselhöring, Ortsteile Antenring, Dungerfalter, Englhof, Frauenhofen, Frey, 
Gaishauben, Gallhofen, Gingkofen, Grollhof, Groß, Gunting, Haderbsach, Hainsbach, Illbach, 
Kaltenbrunn, Kleinaich, Kleinpönning, Kleinpullach, Kleinwissing, Königswinkl, Langhof, Mal-
chesing, Oberharthausen, Oberholzen, Oberndorf, Pönning, Pullach, Reisberg, Tuffing, Wallk-
ofen, Weidmühle und Wissing;  
 
Gemeinde Laberweinting, Ortsteile Allkofen, Arnkofen, Aumühle, Brech, Eitting, Franken,  
Grafentraubach, Haader, Habelsbach, Haimelkofen, Hart, Hinterbach, Hofkirchen, Klause, 
Kreuth, Laberweinting, Neuhofen, Obergallhofen, Obergraßlfing, Ödwiesen, Osterham, Po-
schenhof, Reichermühle, Reuth, Ruhstorf, Schloh, Untergraßlfing, Weichs und Zeißlhof; 
 
Gemeinde Leiblfing, Ortsteile Dirschkirn, Eschlbach, Eschlspitz, Großklöpfach, Haid bei Leibl-
fing, Haid bei Metting, Haidersberg, Hausmetting, Kapitelholz, Kleinklöpfach, Kornbach, Kriegs-
stadel, Metting, Schwimmbach, Saulbach, Siffelbrunn und Wackerstall; 
 
Gemeinde Mallersdorf-Pfaffenberg, Ortsteile Seethal, Steinkirchen und Upfkofen; 
 
Gemeinde Perkam, Ortsteile Bernloh, Perkam, Pilling, Pillinger-Mühle, Radldorf, Thalkirchen 
und Veitsberg; 
 
Gemeinde Rain, die Ortsteile Bergstorf, Dürnhart, Rain und Wiesendorf; 
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II. Regelungen für den Sperrbezirk 
 

 
 

1. Das Landratsamt Straubing-Bogen hat an den Hauptzufahrtswegen zu dem Sperrbezirk 
Schilder mit der deutlichen und haltbaren Aufschrift "Geflügelpest-Sperrbezirk" gut sicht-
bar anzubringen. 

2. Die Veterinärabteilung des Landratsamtes Straubing-Bogen führt bei den im Sperrbezirk 
gelegenen Vogelhaltungen, in denen Vögel zu Erwerbszwecken gehalten werden, Untersu-
chungen über den Verbleib von gehaltenen Vögeln, Fleisch von Geflügel, Eiern, tierischen 
Nebenprodukten und Futtermitteln sowie eine klinische Untersuchung durch. 

3. Für die im Sperrbezirk gelegenen Vogelhaltungen werden serologische und/oder virologi-
sche Untersuchungen angeordnet. 

4. Wer in einem Sperrbezirk Geflügel hält, hat dies unter Angabe der Nutzungsart und des 
Standortes der Tiere sowie der Größe des Bestandes unverzüglich der Veterinärabteilung 
des Landratsamtes Staubing-Bogen anzuzeigen. 

5. Die im Sperrbezirk gehaltenen Vögel sind in geschlossenen Ställen oder unter einer über-
stehenden, dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesi-
cherten Seitenbegrenzung aufzustallen. 

6. Im Sperrbezirk ist die Durchführung von Ausstellungen, Märkten oder Veranstaltungen ähn-
licher Art mit gehaltenen Vögeln verboten.  

7. Gehaltene Vögel, Säugetiere, Fleisch von Geflügel und Federwild, Eier sowie von Geflügel 

und Federwild stammende sonstige Erzeugnisse und tierische Nebenprodukte dürfen weder 

in einen noch aus einem Bestand, Futtermittel dürfen nicht aus einem Bestand verbracht 

werden. 

 

8. Die Beförderung von frischem Fleisch von Geflügel aus einer Schlachtstätte, einem Zerle-
gebetrieb oder einem Kühlhaus ist verboten. Dies gilt nicht für die Beförderung im Durch-
gangsverkehr auf Autobahnen, anderen Straßen des Fernverkehrs oder Schienenverbin-
dungen, soweit das Fahrzeug nicht anhält und frisches Fleisch von Geflügel nicht entladen 
wird. Dies gilt ferner nicht, soweit das frische Fleisch von Geflügel von außerhalb des 
Sperrbezirks gewonnen und von frischem Fleisch von Geflügel, das im Sperrbezirk gewon-
nen worden ist, getrennt gelagert und befördert worden ist oder das frische Fleisch von Ge-
flügel vor dem 21. Tag der mutmaßlichen Einschleppung des Influenzavirus in den Seu-
chenbestand gewonnen und von frischem Fleisch getrennt gelagert und befördert worden 
ist, das nach diesem Zeitpunkt gewonnen wurde. 

9. Es ist sicherzustellen, dass  

- die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte des Geflügels gegen 

unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert sind, 

- die Ställe oder sonstigen Standorte des Geflügels von betriebsfremden Personen nur mit 

betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegkleidung betreten werden und daß diese 

Personen die Schutz- oder Einwegkleidung nach Verlassen des Stalles oder sonsti-

gen Standorts des Geflügels unverzüglich ablegen, 

- Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und Einwegklei-

dung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird, 

- nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel die dazu eingesetzten Gerätschaf-

ten und der Verladeplatz gereinigt und desinfiziert werden und danach jeder Ausstal-

lung die frei gewordenen Ställe einschließlich der dort vorhandenen Einrichtungen  

 

 

 



 

Amtsblatt des Landkreises Straubing-Bogen   Seite 22 
 

- und Gegenstände gereinigt und desinfiziert werden, 

- betriebseigene Fahrzeuge unmittelbar nach Abschluß eines Geflügeltransports auf ei-

nem befestigten Platz gereinigt und desinfiziert werden, 

- Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Geflügelhaltung einge-

setzt und von mehreren Betrieben gemeinsam benutzt werden, jeweils im abgeben-

den Betrieb vor der Abgabe gereinigt und desinfiziert werden 

- eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird und hierüber Auf-

zeichnungen gemacht werden,  

- der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewahrung verendeten 

Geflügels bei Bedarf, mindestens jedoch einmal im Monat, gereinigt und desinfiziert 

werden, 

- eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände sowie eine Einrichtung zur 

Desinfektion der Schuhe vorgehalten wird. 

 

10. Gehaltene Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbestands dürfen nicht frei gelassen werden. 

11. Auf öffentlichen oder privaten Straßen oder Wegen, ausgenommen auf betrieblichen Wegen 

dürfen gehaltene Vögel, Eier oder Tierkörper gehaltener Vögel nicht befördert werden. Dies 

gilt nicht für die Beförderung im Durchgangsverkehr auf Autobahnen, anderen Straßen des 

Fernverkehrs oder Schienenverbindungen, soweit das Fahrzeug nicht anhält und Geflügel 

oder frisches Fleisch von Geflügel nicht entladen wird. 

 

12. Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vögel, frisches Fleisch von Geflügel, 

tierische Nebenprodukte von Geflügel, Futtermittel oder sonstige Materialien, die Träger des 

hochpathogenen aviären Influenzavirus sein können, befördert worden sind, sowie Fahr-

zeuge, mit denen ein Bestand mit gehaltenen Vögeln befahren worden ist, sind unverzüglich 

nach jeder Beförderung zu reinigen und desinfizieren. 

III. Verbote und Beschränkungen im Beobachtungsgebiet 

1. Das Landratsamt Straubing-Bogen hat an den Hauptzufahrtswegen zu dem Beobachtungs-

gebiet Schilder mit der deutlichen und haltbaren Aufschrift "Geflügelpest-

Beobachtungsgebiet" gut sichtbar anzubringen. 

 

2. Gehaltene Vögel, Fleisch von Geflügel und Federwild, Eier sowie von Geflügel und Feder-

wild stammende sonstige Erzeugnisse und tierische Nebenprodukte dürfen weder in einen 

noch aus einem Bestand, Futtermittel dürfen nicht aus einem Bestand verbracht werden. 

Dies gilt nicht für die Beförderung im Durchgangsverkehr auf Autobahnen, anderen Straßen 

des Fernverkehrs oder Schienenverbindungen, soweit das Fahrzeug nicht anhält und Ge-

flügel nicht entladen wird. 

3. Wer in einem Beobachtungsgebiet Geflügel hält, hat dies unter Angabe der Nutzungsart und 
des Standortes der Tiere sowie der Größe des Bestandes unverzüglich der Veterinärabtei-
lung des Landratsamtes Straubing-Bogen anzuzeigen. 

4. Jeder Tierhalter eines Geflügelbestandes hat sicherzustellen, dass 

- die Ställe oder sonstigen Standorte des Geflügels von betriebsfremden Personen nur mit 

betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegkleidung betreten werden und daß diese 

Personen die Schutz- oder Einwegkleidung nach Verlassen des Stalles oder sonstigen 

Standorts des Geflügels unverzüglich ablegen, 
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- Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und Einwegklei-

dung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird, 

 

5. Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen gehaltene Vögel, frisches Fleisch von Geflügel, 

tierische Nebenprodukte von Geflügel, Futtermittel oder sonstige Materialien, die Träger des 

hochpathogenen aviären Influenzavirus sein können, befördert worden sind, sowie Fahr-

zeuge, mit denen ein Bestand mit gehaltenen Vögeln befahren worden ist, sind unverzüglich 

nach jeder Beförderung zu reinigen und desinfizieren. 

 

6. Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügelmärkten oder Veranstaltungen ähnli-

cher Art ist verboten. 

7.  Gehaltene Vögel dürfen zur Aufstockung des Wildbestands nicht frei gelassen werden.  

 
IV. Verhältnis zu anderen Allgemeinverfügungen und Schutzmaßregeln 

1. Liegt ein Geflügelbestand oder eine sonstige Vogelhaltung sowohl in einem Sperrbezirk als 
auch in einem Beobachtungsgebiet, sind die jeweils strengeren Schutzmaßnahmen anzu-
wenden. 

2. Von dieser Allgemeinverfügung bleiben frühere Allgemeinverfügungen bzw. Schutzmaßre-
geln unberührt. Diese früheren Verfügungen und die nunmehr erlassene Allgemeinverfü-
gung gelten nebeneinander.  

 
V. 

Der sofortige Vollzug der vorstehenden Allgemeinverfügung wird angeordnet. 
 

VI. 
Kosten für diese Allgemeinverfügung werden nicht erhoben. 
 

VII. 
 

Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Die ortsübliche 
Bekanntmachung erfolgt durch Aushang an der Amtstafel des Landratsamtes Staubing-Bogen 
(Eingangsbereich Haupteingang) in Leutnerstr. 15, 94315 Straubing am 08.02.2017. Der Ver-
waltungsakt gilt demnach am 09.02.2017 als bekannt gegeben. 
 

Hinweise: 
 Der Text dieser Allgemeinverfügung mit Begründung sowie dazugehöriges Kartenmaterial 

(Sperrbezirk) kann während der allgemeinen Dienstzeiten im Landratsamt Straubing-

Bogen, Leutnerstr. 15, Altbau Zimmer Nr. 318 sowie in der jeweilig betroffenen Gemeinde 

während der allgemeinen Dienststunden eingesehen werden. Zudem ist diese Allgemein-

verfügung abrufbar unter www.landkreis-straubing-bogen.de/aktuelles 

 

 Vorsätzliche oder fahrlässige Verstöße gegen die Vorschriften der GeflügelpestV stellen 

Ordnungswidrigkeiten dar und können mit Geldbuße geahndet werden.  

 

Landratsamt Straubing-Bogen 
Straubing, 08.02.2017 
  

  gez. 

A u m e r  
Regierungsrätin 

 
 

http://www.landkreis-straubing-bogen.de/aktuelles


Wahl zum 19. Deutschen Bundestag
am 24. September 2017

Bekan ntmach ung des Kreiswah I Ieiters
für den Wahlkreis 231 Straubing

Aufforderu n g zur Ei n reich u n g von Kreiswah lvorsch lägen

Für die Durchführung der Bundestagswahl sind insbesondere das Bundeswahlgesetz (BWG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 (BGBI I S. 1288, 1594), zuletztgeändert durch Art. 1

des Dreiundzwanzigsten Gesetzes zur Anderung des Bundeswahlgesetzes vom 3. Mai 20'16 (BGBI I

S. 1062), und die Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 1b. April
2002 (BGBI I S. 1376), zuletzt geändert durch Art. 1 der Zehnten Verordnung zur- Anderung der
Bundeswahlordnung vom 13. Mai2013 (BGB| I S i25S) maßgeblich.

Hiermit fordere ich die Parteien und die Wahlberechtigten zur möglichst frühzeitigen Einreichung der
Kreiswahlvorschläge auf (§ 32 BWO). Die Kreiswahlvorschläge sinO beim Kreiswahlleiter späteitens
am

17. Juli 2017, 18:00 Uhr

schriftlich einzureichen (s i 9 BWG).

Die zur Entgegennahme von Wahlvorschlägen zuständige Dienststelle des Kreiswahlleiters befindet
sich im Rathaus, Theresien platz 2, 94315 Strau bing, 2. Stock, Zi.Nr. 243 (Tet. 09421tg44-60201).

A. voraussetzungen für die Einreichung von Kreiswahlvorschtägen

1. Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe des § 20 BWG von
Wahlberechtigten eingereicht werden (§ 1B Abs. 1 BWG). Eine Partei kann in jedem
wahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag einreichen (§ lB Abs. s BWG).

2. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht
aufgrund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten
vertreten waren, können als solche einen Kreiswahlvorschlag nur einreichen, wenn sie
spätestens am 19. Juni 2017 bis 18:00 Uhr dem Bundeswahlleiter (Statistisches
Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden) ihre Beteiligung an der Wahl
schriftlich angezelgt haben und der Bundeswahlausschuss ihre Parteieigeäscnäft festgestellt
hat (§ 18 Abs. 2 BWG).

ln der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl beteiligen
will. Die Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstands, darunter dlm
Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschrifflich unterzeichnet sein.
Hat eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten
Parteiorganisatton an die Stelle des Bundesvorstands. Die schriftliche §atzung und das
schriftliche Programm der Partei sowie ein Nachweis über die satzungsgemaße 

-Bestellung

des Vorstands sind der Anzeige beizufügen. Der Anzeige sollen Nächweise über diä
Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteiengesetzes beigefügt werden.

3. Der Bundeswahlausschuss stellt spätestens am 7. Juli 2017 für alle Wahlorgane verbindlich
fest, welche Parteien im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit deren letzter
Wahl aufgrund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten
vertreten waren und welche Vereinigungen, die ihre Beteiligung angezeigt haben, für die
Wahl als Parteien anzuerkennen sind (§ 18 Abs.4 BWG). Gegen eine Feitstellung, die sie
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an der Einreichung von Wahlvorschlägen hindert, kann eine Partei oder Vereinigung binnen
vier Tagen nach deren Bekanntgabe Beschwerde zum Bundesverfassungsgericht ärheben.
ln diesem Fall ist die Partei oder Vereinigung von den Wahlorganen bis zur Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts, längstens bis zum Ablauf des 27. Juli 2017 wie einä
wahlvorschlagsberechtigte parteizu behandeln (§ 1B Abs 4a BWG).

B. lnhalt und Form der Kreiswahlvorschläge

1. Als Bewerber kann in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, wer

a) am Wahltag Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist, das
18. Lebensjahr vollendet hat und nicht nach § 15Abs.2 BWG von der Wählbarkeit
ausgeschlossen ist,

b) als Bewerber einer Partei nicht Mitglied einer anderen als der den Kreiswahlvorschlag
einreichenden Partei ist und in einer Mitgliederversammlung zur Wahl eines
Wahlkreisbewerbers oder in einer besonderen oder allgemeinen
Vertreterversammlung entsprechend den Bestimmungen des § 2'1 BWG in 

-geheimer

Abstimmung hierzu gewählt worden ist,

c) seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich.

Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber
kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden.

2. Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO eingereicht werden.
Er muss enthatten (§ 34 Abs. 1 BWO)

a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder Stand, das Geburtsdatum, den
Geburtsort und die Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers,

b) den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) dereä
Kennwort.

3. Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der
stellvertretenden Vertra uensperson entha lten.

4. Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mitgliedern des Vorstands des
Landesverbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stältvertreter, persönlich und
handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei in Bayern keinen Landesverband oder
keine einheitliche Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvorschläge von den
Vorständen der nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, dem
Satz 1 gemäß unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden Vorstands genugen,
wenn er innerhalb der Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahlteiter eine
schriftliche, dem Satz 1 entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände vorliegt
(§ 3a Abs 2 BWo)

5. Die Kreiswahlvorschläge der unter Buchstabe A Nr. 2. genannten parteien müssen
außerdem von mindestens 2OO Wahlberechtigten des -Wahlkreises 

persönlich und
handschriftlich unterzeichnet sein. Die Wahlbeiechtigung der Unterzeichner muss im
Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlags
nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 Satz 2 BWG).

6. Andere Kreiswahlvorschläge (Wählergruppen und Einzelbewerber) müssen von mindestens
200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und handschrifflich unterzeichnet sein
(§ 20 Abs. 3 BWG); Nr. 5 Satz 2 gilt entsprechend. Hierbei haben drei Unterzeichner ihre
unterschriften auf dem Kreiswahrvorschrag serbst zu leisten.
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Muss ein Kreiswahlvorschlag nach den vorhergehenden Nummern 5 und 6 von mindestens
200 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen
Formblättern nach Anlage 14zur BWO unter Beachtung des § 34 Abs. 4 BWO zu erbringen.
Auf jedem Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift kann nur eine Unterschrift geleistet
werden. Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter kostenfrei geliefert.

Bei der Anforderung sind Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) des
vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anforderung der Nachweis erbracht,
dass für den Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. '1

Bundesmeldegesetz eingetragen ist, wird anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) eine
Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines Postfachs genügt nicht

AIs Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlags, der den Kreiswahlvorschlag einreichen
will, sind außerdem bei Parteien deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
venruenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. Die
vorgenannten Angaben zum Bewerber und zum Wahlvorschlagsträger sind vom
Kreiswahlleiter im Kopf der Formblätter zu vermerken.

Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer Mitglieder- oder einer
besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung nach § 21 BWG zu bestätigen.

FÜr jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert (nach dem Muster der
Anlage 14 zur BWO) eine Bescheinigung seiner Gemeindebehörde beizufügen, dass er im
Wahlkreis wahlberechiigt ist.

Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere
Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren
Kreiswahlvorschlägen u ngü ltig.

Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine
Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete
Unterschriften sind ungültig.

Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen.

a) Die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 1S zur
BWO, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine
Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat, bei Kreiswahlvorschlägen
von Parteien einschließlich der Versicherung an Eides statt, dass er nicht Mitgiied
einer anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden partei ist,

b) eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach dem Muster der
Anlage 16 zur BWO, dass der Bewerber wählbar ist,

c) bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der Niederschrift über die
Beschlussfassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der der Bewerber
aufgestellt worden ist, im Falle eines Einspruchs nach § 2'1 Abs. 4 BWG auch eine
Ausfertigung der Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, mit der nach § 21
Abs.6 Satz2 BWG vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt. Die Niederschrift
soll nach dem Muster der Anlage 17 gefertigt, die Versicherung an Eides statt nach
dem Muster der Anlage 18 abgegeben werden,

d) die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des
wahlrechts der Unterzeichner (siehe Buchstabe B Nr. 7), sofern der
Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises
unterzeichnet sein muss.

Die einzureichenden Unterlagen sind in Schriftform rechizeitig vorzulegen. Die Schriftform ist
dann gegeben, wenn die schriftlich einzureichenden Unterlagen persönlich und

o
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handschriftlich unterzeichnet sind und beim zuständigen Wahlorgan im Original vorliegen.
Die Schriftform ist durch E-Mail oder Telefax nicht gewahrt.

Zurücknahme und Anderung von Kreiswahlvorschlägen sowie Beseitigung von Mängeln

Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und
der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht über seine
Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 2OO Wahlberechtiglen unterzeichneter
Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehrheit der Unterzeichner dürch eine von ihnen
persÖnlich und handschriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen werden (s 23 BWG).

Nach Ablauf der Einreichungsfrist kann ein Kreiswahlvorschlag nur durch gemeinsame
schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden VertrauenspeÄon und nur
dann geändert werden, wenn der Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit verliert. Das Verfahren
nach § 21 BWG braucht nicht eingehalten zu werden, der Unterschriften nach den punkten 8.5.
und B.6. bedarf es nicht. Nach der Entscheidung über die Zulassung des Kreiswahlvorschlags ist
jede Anderung ausgeschtossen (s 24 BWG).

Nach Aufforderung durch den Kreiswahlleiter sind etwaige Mängel im Kreiswahlvorschlag durch
die Vertrauensperson rechtzeitig zu beseitigen. Nach ÄOtaut där Einreichungsfrist können nur
noch Mängel an sich gültiger wahlvorschläge behoben werden (s 2s BWG).

Auskunft und Vordrucke

Auskunft zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen erteilt das Büro des Kreiswahlleiters.

Rathaus, Theresienplatz2,94315 Straubing,2. Stock, 2i.Nr.243, Tetefon Og421tg44-60201,
Telefax 09421 I 944-6027 4, E-Mail rosa. stroh meier@stra u bin g. de.

Dort sind auch die amtlich vorgeschriebenen Vordrucke nach Anlage 14
(Unterstutzungsunterschriften) sowie die weitären Vordrucke nach Anlagen i3, ,15, 16, .17 und 1B
zur BWO für die Einreichung von Wahlvorschlägen kostenfrei erhältlich. Letztgenannte Vordrucke
sind auch im lnternetangebot des Landeswahlleiters unter wvwv.wahlen.bayeÄ.de abrufbar.

D.

Straubing, 31.01.2017
Die Kreiswahlleiterin

\ir -t\--JVt

Dr. Strohmeier
Ltd. Rechtsdirektorin
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